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KONJUNKTUR

Durchstarten oder nicht?
Jörg Beyfuß, Köln

Durchstarten oder nicht? Diese Kurzformel steht 
für die aktuelle gegensätzliche Auseinander­

setzung, die der ambivalenten konjunkturellen 
Situation angemessen ist. Es geht um die best­
mögliche Prozeßpolitik in einer Phase, in der das 
Ziel der Geldwertstabilität noch nicht erreicht ist 
und eine ernsthafte Gefährdung des Zieles „be­
friedigendes Wachstum bei Vollbeschäftigung“ für 
den weiteren Verlauf des Jahres nicht ausge­
schlossen werden kann.

Die Positionen in dieser Diskussion werden durch 
das Gewicht bestimmt, das der Einzelne den kon­
trären Zielen beimißt. Insofern könnte man diese 
Diskussion unter der normativen Rubrik „Wachs­
tumsfanatiker kontra Stabilitätsapostel“ ablegen. 
Denn die gegenwärtig diagnostizierbaren Fakten 
können zur Stützung beider Positionen benutzt 
werden.

Die rückläufige Nachfrage nach Investitionsgü­
tern, die Normalisierung der Kapazitätsauslastung, 
vereinzelte Meldungen von Kurzarbeit und Ent­
lassungen, die Entspannung auf dem Arbeits­
markt und die zunehmende Verschlechterung des 
Geschäftsklimas stützen die Meinung derjenigen, 
die eine Rezession befürchten. Die Gegenpartei 
kann auf den anhaltend hohen Anstieg der Effek- 
tiwerdienste, der Lohnstückkosten und des in 
der Öffentlichkeit stark beachteten Lebenshal­
tungspreisindex verweisen.

Faszinierende Paroie

Wenn man jedoch berücksichtigt, daß sich die 
statistischen Argumente der zweiten Gruppe auf 
Indikatoren stützen, die erfahrungsgemäß mit 
einem „lag“ behaftet sind, während die „Durch­
starter“ auf die „Iead“-Eigenschaften beispiels­
weise der Auftragseingänge verweisen und zudem 
das Argument der Wirkungsverzögerungen des 
prozeßpolitischen Instrumentariums anführen kön­
nen, dann kann der Paroie des Durchstartens eine 
gewisse Faszination nicht abgestritten werden. Ja, 
sie drängt sich geradezu als Strategie einer ratio­
nalen Prozeßpolitik auf. Denn die Chikagoer

Schule begründet beispielsweise ihre Kritik an 
der Fiskalpolitik gerade damit, daß sie nicht zu­
letzt wegen des permanenten „zu spät“ versagt 
habe.
Dennoch; der Vergleich des Durchstartens be­
dient sich eines Bildes, das das Wiederhochrelßen 
eines abwärts gerichteten Trends als problemlose 
Geschichte vortäuscht. Neben den grundsätzlichen 
Zweifeln, ob die Konjunktur in dem Maße steuer­
bar ist, daß ein Trend kurzerhand umgedreht 
werden kann, drängt sich die Frage auf, welche 
Instrumente zu welchen Kosten denn überhaupt 
ln der aktuellen Situation zur Verfügung stehen, 
um die abwärts gerichtete Tendenz in der Rich­
tung zu ändern.

Eindrucksvolles Instrumentarium

Zweifellos ist das wirtschaftspolitische Arsenal 
eindrucksvoll:
□  Die Konjunkturausgleichsrücklage — im Bun­
desbankausweis wird sie mit knapp 3 Mrd. DM 
beziffert -  könnte aufgelöst werden und zur Fi­
nanzierung von zusätzlichen öffentlichen Investi­
tionen benutzt werden.
□  Der Konjunkturzuschlag auf die Lohn- und 
Einkommensteuer könnte umgehend beseitigt 
werden und die angesammelten Mittel in Höhe 
von 2,2 Mrd. DM könnten frühzeitig, also noch in 
diesem Jahr, zurückgezahit werden.
□  Die Investitionssteuer, die im Jahre 1971 noch 
4%  beträgt, könnte vorzeitig völlig beseitigt wer­
den.
□  Hinzu kämen im Notfälle die Möglichkeiten, 
die das Stabilitätsgesetz anbietet, also beispiels­
weise die Einführung einer Sonderabschreibung 
und die Senkung der Lohn- und Einkommensteuer 
um höchstens 10%.

Jörg Beyfuß, 31, Dipl.-Volkswirt, ist Referent 
für Konjunktur- und Währungspolitik in der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilung des 
Deutschen Industrieinstituts, Köln.
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KONJUNKTUR

Wie würde der Einsatz dieses Potentials wiri<en? 
Die iVlittei der Konjunkturausgleiciisrüci<lage müß­
ten gemäß § 6 Stabilitätsgesetz zur Finanzierung 
von Investitionsvorhaben verwendet werden. Die 
Erfahrungen mit den beiden Investitionsprogram­
men von 1967 haben gezeigt, daß öffentliche In­
vestitionsprogramme zum vorwiegenden Teil dem 
Bausektor zugute kommen. Da sich in diesem 
Sektor die Beschäftigungslage überdurchschnitt­
lich verschlechtert hat, wäre dieses Faktum aus 
beschäftigungspolitischer Sicht zu begrüßen.

Allerdings ist zu berücksichtigen, daß nach dem 
jüngsten Ifo-Test die Geräteauslastung im Bau­
sektor gegenwärtig 72,5% beträgt. Die öffent­
lichen Aufträge stießen somit auf freie Kapazi­
täten, so daß der multiplikative Effekt verhältnis­
mäßig gering anzusetzen wäre.

Über die Wirkungen der vorzeitigen Aussetzung 
und frühzeitigen Zurückzahlung des Konjunktur­
zuschlags sind nur Spekulationen möglich. In 
welchem Grad das so geschaffene zusätzliche 
Nachfragepotential zur effektiven Nachfrage wird, 
ist eine Frage der konjunkturellen Erwartungen 
der Verbraucher. Setzte sich eine gewisse Krisen­
furcht durch, könnte es sein, daß ein Großteil zum 
Vorsorgesparen verwendet würde. Nach den Er­
gebnissen der jüngsten Konsumentenbefragun­
gen — wie sie von der Forschungsstelle für em­
pirische Sozialökonomik in Köln durchgeführt 
werden — Ist diese Möglichkeit nicht auszuschlie­
ßen. Ist dies nicht der Fall, würde der zusätzliche 
Konsum in einen Bereich fließen, der zumindest 
in der ersten Hälfte des Jahres 1971 konjunktur­
stützend wirken dürfte.

Ungewisse Ergebnisse

Die meßbaren Ergebnisse einer bewußt auf Ex­
pansion gerichteten Politik sind somit völlig un­
gewiß. Hier liegt aber auch gar nicht das eigent­
liche Anliegen der „Durchstarter“ . Sie dürften im 
Grunde die Position des Sachverständigenrates 
teilen, daß eine befriedigende konjunkturelle Ent­
wicklung im Jahre 1971 ohnehin nicht mehr mög­
lich ist. Es kommt ihnen vielmehr darauf an, deut­
liche Zeichen zu setzen, die den Willen der Poli­
tiker dokumentieren, krisenhaften Entwicklungen 
rechtzeitig zu begegnen.
In dieser Politik des sublimen „moral suasion“ 
liegen jedoch Gefahren. Es würden damit Tat­
bestände geschaffen, die die dieser Regierung

angelastete Vollbeschäftigungsgarantie unterstri­
chen und die zur bestimmenden Grundlage ge­
werkschaftlicher wie unternehmerischer Politik 
würden. Man gäbe zu einem Zeitpunkt, in dem 
die Voraussetzungen für ein Mehr an Stabilität 
noch nicht geschaffen sind, den Gewerkschaften 
einen Freibrief für weiterhin überhöhte Lohnfor­
derungen und schüfe so auf hohem Niveau eine 
neue Runde der Kosten/Preisinflation. Angesichts 
der Tatsache, daß man ohnehin für dieses Jahr 
mit einer Steigerung der Lohnstückkosten um 
5,4% (Unternehmerverbände) oder gar 7,2% 
(Sachverständigenrat) rechnet, wäre diese Ent­
wicklung mehr als bedenklich.

Gerade diese Bedenken werden zur Erklärung 
des aktuellen Zögerns der Bundesbank, Ihren 
kreditpolitischen Kurs zu ändern, benutzt. Ein 
Umschalten der Fiskalpolitik auf Expansionskurs 
würde vermutlich die Haltung der Bundesbank 
verhärten. Bei dem hohen Konsolidierungsbedarf 
vor allem der kleinen und mittleren Unternehmen 
ist die Fortsetzung des harten kreditpolitischen 
Kurses mit der Gefahr einer Liquiditätskrise ver­
bunden, die möglicherweise konjunkturentschei­
dender ist ¡als der sich gegenwärtig abzeichnende 
Absatzpessiimismus. Zudem würde bei einer kon- 
junkturpolittlschen Rivalität zwischen Bonn und 
Frankfurt dile Finanzierung der geplanten15%igen 
Ausdehnunig der öffentlichen Investitionen über 
den Kapitalmarkt in Frage gestellt. Die Konse­
quenzen dlieser Rivalität wären Steuererhöhun­
gen oder Investitionskürzungen. Beide Alterna­
tiven wärein für die weitere konjunkturelle Ent­
wicklung äußerst gefährlich.

Abfangstrategie ist notwendig

Eine Linie der wirtschaftspolitischen Vernunft in 
diesem Jahr müßte also vor allem die Voraus­
setzungen für einen kreditpolitischen Kurswech­
sel schaffen. Das kann nur eine Politik erreichen, 
die die Ziele Stabilität und Vollbeschäftigung 
gleichrangig behandelt. Dazu gehört auf der einen 
Seite das Bemühen, über die Konzertierte Aktion 
den Lohnkostenauftrieb zu dämpfen und auf der 
anderen Seite den Haushalt 1971, vor allem die 
überproportionale Expansion der öffentlichen In­
vestitionen, planmäßig durchzuführen. Eine sol­
che Politik — man könnte sie, wenn man ein 
Schlagwort braucht, Abfangstrategie nennen — 
schüfe die Voraussetzungen für ein gleichgewich­
tigeres Wachstum in den Jahren nach 1971.
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